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^Helmut Linssen, MdL, 
^sitzender der CDU-Landtagsfraktion NRW: 

Matthiesen und Dioxin: 
Verschweigen und Vertuschen 

as hat es in Nordrhein-Westfalen noch nicht gegeben: Ein Minister der Lan- 
Ü|j re8'f rung muß gleich in zwei parlamentarischen Untersuchungsausschüssen 
% Se'ne P0,itiscne Handlungsweise Rechenschaft ablegen. Das Taktieren des 
ly^eltministers Klaus Matthiesen im Zusammenhang mit den hohen Dioxin- 
ti0

e       ten der Westfalen-Hütte in Dortmund hat dazu geführt, daß die Opposi- 
^sparteien jetzt mit Hilfe eines Untersuchungsausschusses Einblick in jene 

len bekommen, die ihnen der Minister bisher vorenthalten hat. 

A    
e>nem Zufall war es zu verdanken, 

de  
d*e beunruhigenden Werte der bei 

w Dortmunder Westfalen-Hütte gemes- 
ei en Dioxin-Emissionen (das 430fache 
k r Müllverbrennungsanlage) über- 
de 

pt öffentlich bekannt wurden. Lan- 
liJ^weltminister Matthiesen, der bis- 
aüf Gelegenheit ausgelassen hatte, 
rjc.   arrnierende Hinweise im Umweltbe- 
nei J1*11 drastischer Härte zu reagieren, 
ge    

lesrnal zunächst durch Verschwei- 
ge ' ^Päter durch Verharmlosen und 
Se. Nichtigen auf. 
^^zember 1992 lag der Meßbericht 
stau  fstfalen-Hütte bei der Landesan- 
%\  Ur ^mm>ssionsschutz vor. Es dauerte 
Kl0 

rstär>dlicherweise mehr als zwei 
I993*te* bis der Minister am 9- März 
•v.      "er die — so Matthiesen wörtlich 
Wu'r' .glaublichen Meßwerte" informiert 
bjs .e' Wiederum drei Monate vergingen, 
0es   ^Minister reagierte und ein erstes 

^°eschCh mit dem Vorstand der KruPP" volle     ^G führte. Sage und schreibe 
sieben Monate nach seiner Kennt- 

nisnahme, nämlich am 7. Oktober 1993 
— bezeichnenderweise am Tag einer Ple- 
nardebatte im Düsseldorfer Landtag mit 
einer Aktuellen Stunde über die Dioxin- 
Emissionen — wurde Matthiesen endlich 
aktiv: Er erließ eine Anordnung an das 
Gewerbeaufsichtsamt Dortmund mit der 
Auflage, über eine Ordnungsverfügung 
die längst überfälligen Sofortmaßnahmen 
zur Dioxin-Reduzierung umzusetzen. 
Das Vorgehen des Umweltministers in 
dieser Angelegenheit ist voll von Wider- 
sprüchen: Warum hielt er monatelang die 
ihm bekannten Meßwerte unter Ver- 
schluß, ohne im Interesse der Bevölke- 
rung Sofortmaßnahmen anzuordnen? 
Warum wartete Matthiesen so lange, bis 
die Meßwerte auf einem Umweltschutz- 
Kongreß in Wien öffentlich bekannt wur- 
den? Erst nach der Aufdeckung der Meß- 
daten, erst nach den daraufhin einsetzen- 
den Protesten der Bevölkerung und erst 
nach bohrenden Fragen der Opposition 
bequemte sich der Minister, die längst 
überfälligen Dioxin-Reduzierungsmaß- 
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nahmen an der Dortmunder Sinteranlage 
einzuleiten und im Umfeld der Westfa- 
len-Hütte Stichprobenuntersuchungen zu 
veranlassen. 
Völlig unverständlich ist die Einstellung 
Matthiesens zur möglichen Gesundheits- 
gefährdung der Dortmunder Bevölke- 
rung: Es gebe „keine akute Gesundheits- 
gefährdung", wiegelte er immer wieder 
ab. Doch wie steht es eigentlich um das 
mögliche langfristige Krebsrisiko durch 
Dioxin? Hier vermied der Minister bis 
zum heutigen Tag jegliche Äußerung. 

Matthiesen wiegelt ab  

Solche Zurückhaltung ist man von Klaus 
Matthiesen aus früheren Zeiten nicht 
gewohnt: Viele erinnern sich sehr gut 
daran, daß er in einem ähnlichen Zusam- 
menhang — nämlich anläßlich der 
Debatte über dioxinbelastete Kieselrot- 
schlacken auf Sportplätzen im Mai des 
Jahres 1991 — eine völlig gegenteilige 
Position vertreten hatte. Damals meinte 
der Minister: „Vertuschung durch die 
Behörden — ja, das wäre in der Tat ein 
Skandal gewesen." Damals, im Frühjahr 
1991, ging Matthiesen sogar noch einen 
Schritt weiter: „Diese extrem hohen 
Dioxinwerte erforderten sofortiges ver- 
antwortungsbewußtes Handeln. Dazu 
gehörte offene Information und die Klä- 
rung aller Fragen, die vor allem die mög- 
liche gesundheitliche Gefährdung betref- 
fen." 
Im Zusammenhang mit den Dioxin-Meß- 
werten der Westfalen-Hütte rechtfertigte 
sich der Minister jetzt mit der lakoni- 
schen Behauptung: Die Alternative zu 
seinem umstrittenen Vorgehen wäre eine 
sofortige Stillegung des Werks gewesen. 
Dabei hat er bewußt verschwiegen, daß 

eH 

bereits ein frühzeitiger Verzicht auf 
bestimmte Zusatzstoffe beim Verbren- 
nungsprozeß zu einer beträchtlichen 
Reduzierung der Dioxin-Emissionen 
geführt hätte. Diese Sofortmaßnahmen . 
wären eine praktikable Alternative zu se 

ner Taktik des Nichthandeins gewesen- 
Auch wenn der Minister es in der Offe11 

lichkeit gerne behauptet, so trifft es den* 
noch nicht zu, daß die CDU in der Dis-^ 
kussion um die Dioxin-Reduzierung e,fl 

Schließung des Werkes gefordert hätte- 
Verschleiern und vertuschen ist in diese 

Angelegenheit auch Matthiesens Rezep 
im Umgang mit dem Landtag gewesen- 
Eine öffentliche Sitzung des Umwelt*^ 
Schusses hat er mit Hilfe seiner SPD-"3 

teifreunde verhindert. Alle betroffenen 
Landesbehörden bekamen von ihm ein 

„Maulkorb" verpaßt. Viele der Fragen* 
die die Opposition in einer nicht-öffen 

chen Sitzung des Umweltauschusses 
stellte, blieben unbeantwortet. Auch e> 
Sondersitzung des Landtags brachte n' 
die zusätzlichen Informationen, auf ^ 
ehe die Öffentlichkeit nach wie vor 
Anspruch hat. 

Verschleiern und vertuschen^x 

Nachdem der Minister unter dem Sen 
der SPD-Mehrheit im Landtag und rr» 
ausdrücklicher Billigung durch Mip*f- 
Präsident Johannes Rau den Einblick. 
seine Dioxin-Akten verweigert hat, ^ 
sich ein parlamentarischer Untersu-   . 
chungsausschuß dieser Vorgänge a°n ^ 
men. In diesem UntersuchungsaussC 
wird Minister Klaus Matthiesen öffe° jt 
lieh beweisen müssen, wie ernst er es    . 
seinem Amtseid nimmt, Schaden vo 
Bevölkerung unseres Landes abzuwe   j 
den. 
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Antonius Rüsenberg, MdL: 

Eltern und Kommunen 
Werden bei Kindergärten entlastet 
S^D schwenkt auf CDU-Kurs ein 
^ *um ein Gesetz war in dieser Legislaturperiode so umstritten wie das neue Kin- 

r8artengesetz. Die CDU hat sich in den vergangenen drei Jahren mit überzeu- 
jpnden Argumenten an die Spitze des Protestes gestellt und eine Novellierung 
VoS ^T^ ""* f'ein ^'e* gef°rdert, Eltern, Träger und Kommunen finanziell und 

11 bürokratischem Aufwand zu entlasten. 

j^sere Arbeit hat sich gelohnt. Die SPD 
j. °e» wesentlichen Sachfragen auf den 

Urs der CDU eingeschwenkt. Nachfol- 
gend 
stet 

sind einige konkrete Punkte aufgeli- 
Tcl> m denen sich die CDU durchgesetzt 

,' L)ie CDU hat immer darauf bestan- 
£.n' daß das Kindergeld nicht dem den 
|. ernbeiträgen zugrundeliegenden Fami- 
ly ankommen hinzugerechnet wird. Die 
0rderung der CDU ist erfüllt. 

für d der SPD gab es Forderungen> aucn 

b   das zweite Kind einen halben Eltern- 
ir^ raS zu verlangen. Die CDU war 
tra

mer da8egen. Es bleibt bei der Bei- 
f?0

g^freiheit für das zweite Kind. Die 
rdening der CDU ist erfüllt. 

3. ix- 
^uie CDu hat immer bek!agt5 daß 

ejg     e Ur>d andere Personen, die keine 
be? 

r?en Beiträge zur Altersversorgung 
fc|.    'en, Vorteile bei der Berechung der 
kei* n e'trage haben. Diese Ungerechtig- 
£ü ^,rd jetzt durch die Einführung eines 
kom

Chlages in Höhe von 10% des Ein- 
tigt ^pns für diesen Personenkreis besei- 

L' öle Forderung der CDU ist erfüllt. 

4. Die CDU hat gefordert, daß Pflegeel- 
tern bei den Elternbeiträgen zumindest 
für das Pflegekind entlastet werden müs- 
sen, weil sie eine besondere Leistung für 
die Gesellschaft erbringen. Künftig brau- 
chen Pflegeeltern nur noch den niedrig- 
sten Elternbeitrag zu bezahlen. Die For- 
derung der CDU ist erfüllt. 

5. Die CDU hat die Auffassung vertre- 
ten, daß Eltern bei der Anmeldung des 
Kindes ihr Einkommen nachweisen müs- 
sen, um so mehr Beitragsgerechtigkeit zu 
erreichen. Dieser Einkommensnachweis 
sollte so unbürokratisch wie möglich 
erfolgen. Die Nachweispflicht zur Ein- 
kommensgruppe ist Bestandteil der 
Novellierung. Um das Verfahren für die 
Kommunen zu vereinfachen, wurde auf 
Druck der CDU auf die jährlich zu wie- 
derholende Nachweispflicht verzichtet. 
Die Forderung der CDU ist damit erfüllt. 

6. Die CDU hat sich immer für eine 
gerechtere Verteilung der Sachkosten aus- 
gesprochen. Die Landesregierung wollte 
mit ihrem im Sommer vorgelegten Ent- 
wurf einer neuen Betriebskostenverord- 
nung die Träger von Kindergarteneinrich- 

3 
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tungen im Umfang von 160 Mio. DM 
zusätzlich belasten. Die CDU hat diesen 
Entwurf heftig kritisiert. Deshalb begrü- 
ßen wir, daß sich mittlerweile Träger und 
Landesregierung geeinigt haben. Künftig 
beläuft sich der Sachkostenanteil für 
Eigentümer der Einrichtungen auf 22%, 
für Mieter auf 19%. 

7. Die CDU hat sich immer darfür stark 
gemacht, daß die kommunale Selbstver- 

Verwaltungsabläufe vereinfacht 

waltung gestärkt, Verwaltungsabläufe 
vereinfacht und überflüssige Bau- und 
Einrichtungsstandards — soweit noch 
vorhanden — abgebaut werden. Auch 
hier gibt es konkrete Fortschritte. Künftig 
werden Bau- und Einrichtungsstandards 
nur noch in Empfehlungen und nicht 
mehr in rechtlich bindenden Richtlinien 
geregelt. Das Verfahren bei der Antrag- 
stellung für die Zuschüsse des Landes 
wurde vereinfacht. Die Investitionszu- 
schüsse des Landes für neue Kindergar- 
tenplätze werden ab 1996 als Pauschalen 
an die Kommunen gezahlt. Auch hier hat 
sich die CDU mit ihren Forderungen 
durchgesetzt. 

8. Die CDU hat immer beklagt, daß sich 
das Land mit dem GTK zu Lasten der 
Kommunen finanziell entlastet hat. So 
mußten die Kommunen in der Vergan- 
genheit die Hauptlast für die ausgefalle- 
nen Elternbeiträge tragen. Durch das neu 
beschlossene Finanzierungssystem der 
Betriebskosten werden die ausfallenden 

Elternbeiträge jetzt endlich zur Hälfte 
vom Land und den Kommunen getragen" 
Mit den weiteren beschlossenen Ände- 
rungen werden die Kommunen nach 
Angaben der Landsregierung insgesamt 
um rund 90 Mio. DM entlastet. Die CV 
hat auch hier weitestgehend ihre Forde- 
rungen durchgesetzt. 
9. Auch beim Thema „Rechtsanspruch 
auf einen Kindergartenplatz" hat sich ° 
CDU durchgesetzt. In dem gemeinsam6 

Entschließungsantrag verfolgen CDU 
und SPD nun auch gemeinsam das Zie'•* 
den Rechtsanspruch gestaffelt nach Jafl 

gangen bis zum Jahr 2000 einzuführen- 
Konkret heißt das: Ab 1996 soll der     b 

Rechtsanspruch für alle Fünfjährigen' 
1998 für alle Vierjährigen und ab dem 
Jahr 2000 für alle Dreijährigen gelten- 

Rechtsanspruch gestaffelt ^ 

10. In zwei Punkten konnte sich die 
CDU nur teilweise bzw. überhaupt n«c 

durchsetzen: 
• Bei der Finanzierung der Sanierung 
kosten für ältere Einrichtungen. Hier' 
zumindestens ein Teilerfolg gelungen- 
Die Träger können künftig aus den M 
teln, die ihnen im Wege der Sachkost<jn 

pauschale zur Verfügung gestellt wero 
eine Rücklage auch für den Erhalt de« 
Einrichtungen bilden. 
• Bei der Übernahme von 50% der tat- 
sächlichen Bau- und Investitionskoste 
durch das Land. Dieser Antrag wurde  ^ 
von der SPD abgelehnt. 
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